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ELEKTRONISCHE 
ANGEBOTSUNTERLAGE 

für Bauleistungen 

 
Ort, Bauvorhaben, Bauteil, Maßnahme: 

 

2340 Mödling, BH Mödling Garagensanierung 

Angebotsgegenstand (Gewerk): 

Carport 

Auftraggeber: 

Land Niederösterreich 
p.A. Amt der NÖ Landesregierung, 

Abteilung Gebäude- und 
Liegenschaftsmanagement 

Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten 

vergebende Stelle: 

      
Delta Managing & Consulting Engineers GmbH 

      
Haidingergasse 2, 1030 Wien 

 
 

  

SCHLUSSTERMIN 
für die  ANGEBOTSABGABE: 
 

15.06.2026     12:00  Uhr 

ORT der ANGEBOTSABGABE: 
 

 

Beschafferportal des Auftraggebers: 

http://noe.vemap.com 

 

 

 

Ende der Zuschlagsfrist : 
 

15.11.2026     23:59  Uhr 

 

 

Kennzeichen  (der ausschreibenden Stelle): 
 

LAD3-LIEG-22024/120-2026 

 

http://noe.vemap.com/
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            Auftragsart:     Bauauftrag 

            Vergabeverfahren:    Direktvergabe gemäß BVergG 2018 

            Schwellenbereich:    Unterschwellenbereich 

            Betriebshaftpflichtversicherung:   

               (gemäß Pkt. 1.3)  vereinbart 

             Preisart:   (gemäß Pkt. 1.5)  Festpreise 

 
 
 
 
 
 

Die Angebotsunterlagen: 
 
Die Unterlagen, die dem Angebot zu Grunde zu legen sind, bestehen aus folgenden Teilen: 
 

• Elektronische Angebotsunterlage für Bauleistungen 

• Leistungsverzeichnis 

• gegebenenfalls Beilagen 

• gegebenenfalls Formblätter 
 
Sämtliche Unterlagen sind integrierender Bestandteil des Angebotes. 
 
Der Auftraggeber behält sich vor, weitere Angebote einzuholen. Der Auftraggeber 
behält sich weiters vor, Angebote nachzuverhandeln. 

 
 
 
 
 
 

Auskünfte über die Unterlagen: 
 

Auskünfte 
Delta Managing & Consulting 

Engineers GmbH 

Herr DI Martin Lechner 
e-mail:  lechner@delta.at 
Fax:            
Tel:       +43 (0) 664 80756 221 
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Was ist abzugeben?  -  Das Angebot: 
 
 
Alle Angebotsbestandteile sind ausschließlich in elektronischer Form am VEMAP-
Beschafferportal des Auftraggebers (AG) unter  http://noe.vemap.com  zu bearbeiten bzw 
einzureichen. Unterlagen in Papierform werden ebenso wenig berücksichtigt wie eine Ein-
reichung mittels e-mail. 
 
Angebote müssen rechtzeitig online auf dem Beschafferportal des Auftraggebers (AG) un-
ter http://noe.vemap.com  abgegeben werden. Das Risiko des rechtzeitigen Einlangens 
des Angebotes trägt der Bieter. Daher wird empfohlen, das Einlangen des Angebotes am 
Beschafferportal zu prüfen. 
 

Allfällige Fragenbeantwortungen und Berichtigungen werden von der auftraggebenden Stel-
le unter  http://noe.vemap.com  zum Herunterladen zur Verfügung gestellt. Berichtigungen 
werden zusätzlich jedenfalls unter  www.noe.gv.at/wirtschaft-arbeit/ausschreibungen  
bereit gestellt. Der Bieter ist verpflichtet, diese allfälligen Fragenbeantwortungen und Berich-
tigungen zu berücksichtigen und seinem Angebot zugrunde zu legen. 

 

http://noe.vemap.com/
http://noe.vemap.com/
http://noe.vemap.com/
http://www.noe.gv.at/wirtschaft-arbeit/ausschreibungen
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1. ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN (AVB) 
 

1.1 Vertragsbestandteile und deren Reihenfolge 
 
Ergeben sich aus dem Vertrag Widersprüche, gelten die Vertragsbestandteile in nach-
folgender Reihenfolge: 
 

1.  die schriftliche Vereinbarung (zB Angebotsannahme, Auftragsschreiben, Bestell- 
 schein, Auftragsbestätigung, Schluss- und Gegenschlussbrief) durch die der Ver- 
 trag zu Stande gekommen ist; 

  2.  die Allgemeinen Vertragsbestimmungen (AVB) – Punkt 1; 

  3.  allfällige Besonderheiten der Leistungserbringung – Punkt 2.4; 

  4.  die ÖNORM B 2110 idF v. 01.05.2023 und die ÖNORM A 2063 idF v. 15.03.2021; 

  5.  die Projektbeschreibung – siehe Punkt 2; 

  6.  die Beschreibung der Leistung oder das mit Preisen versehene Leistungsver- 
      zeichnis – siehe Punkt 3; 

    Bei etwaigen Unklarheiten oder Widersprüchen in den Formulierungen des Leis- 
    tungsverzeichnisses gilt nachstehende Reihenfolge: 

  a)  Folgetext einer Position (vor dem zugehörigen Grundtext) 

  b)  Positionstext (vor Vertragsbestimmungen) 

  c)  Vertragsbestimmung der Unterleistungsgruppe 

  d)  Vertragsbestimmung der Leistungsgruppe 

  e)  Vertragsbestimmung der Leistungsbeschreibung; 

  7.  Pläne, Zeichnungen, sonstige Beilagen – siehe Pkt. 5 – in folgender Reihenfolge: 

  a)  Baubewilligungen und sonstige Bewilligungen 

  b)  Zeichnungen und Pläne 

  c)  technische Beschreibungen, Gutachten und Berichte; 

  8.  Normen technischen Inhalts; 

  9.  die Werkvertragsnormen der Serien B 22xx und H 22xx mit vornormierten Ver- 
      tragsinhalten, die für einzelne Sachgebiete gelten; 

10. Richtlinien technischen Inhaltes und Verarbeitungsrichtlinien. 

 

Wenn im Einzelfall keine besonderen Regelungen gelten oder vereinbart wurden, ist 
bei ÖNORMEN und Richtlinien, die ohne Ausgabedatum angeführt sind, jene Fassung 
maßgebend, die zum Zeitpunkt des Beginns der Angebotsfrist Gültigkeit hatte. Ist kei-
ne Angebotsfrist angegeben, gilt das Datum des Angebotes.  

 

Sofern die Unterfertigung eines Gegenschlussbriefes vom Auftraggeber (AG) gefordert 
wird, erfolgen Zahlungen an den Auftragnehmer (AN) nur nach Vorliegen des unterfer-
tigen Gegenschlussbriefes beim AG. 
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1.2 

 

Eigenerklärung 

Mit Angebotsabgabe erklärt und bestätigt der AN Folgendes: 

Er bestätigt, dass alle Voraussetzungen für die Übernahme von Vertragspflichten ge-
mäß ÖNORM B 2110 erfüllt sind, dass er im Sinne des § 78 BVergG 2018 zuverlässig 
ist und dass er alle für die Erbringung der Leistungen notwendigen Berechtigungen 
besitzt; insbesondere, dass er die Baustelle bzw den Baustellenbereich samt Zu-
fahrtsmöglichkeit besichtigt hat und mit den örtlichen Verhältnissen genau vertraut ist. 

Er ist bereit, die angebotenen Leistungen zu erbringen und bleibt bis zum Ablauf von 
drei Monaten ab Angebotslegung (Einlangen beim Auftraggeber) an sein Angebot ge-
bunden. Im Falle der Auftragserteilung wird die Ausführung der übertragenen Leistun-
gen zu dem (den) angegebenen Termin(en) und innerhalb der angegebenen Frist(en) 
durchgeführt. Mit der Ausführung der Leistungen darf frühestens nach schriftlicher Be-
auftragung begonnen werden. 

Er erklärt, dass seinem Angebot nur eigene Preisermittlungen zugrunde liegen und 
dass keine für den AG nachteiligen, gegen die guten Sitten oder gegen den Grundsatz 
des freien und lauteren Wettbewerbs verstoßenden Abreden mit anderen Unterneh-
men, insbesondere über die Preisbildung, über Ausfallsentschädigungen sowie Preis-
bindungen und sonstige Abreden vorliegen, soweit es sich nicht um kartellrechtlich 
zulässige Vereinbarungen handelt. Ihm ist bekannt, dass bei Vorliegen einer der oben 
genannten Umstände der AG den Rücktritt vom Vertrag erklären kann und er für den 
Schaden aufzukommen hat, welcher aus der Verletzung dieser Erklärung entsteht. 

Er erklärt mit der Unterschrift zu seinem Angebot ausdrücklich seine berufliche Zuver-
lässigkeit, das Nichtzutreffen eines laufenden oder abgeschlossenen Insolvenzverfah-
rens sowie seine straf- und arbeitsrechtliche Unbescholtenheit jeweils spätestens zum 
Zeitpunkt der Angebotsöffnung. Weiters erklärt er, dass er im Auftragsfalle alle in Ös-
terreich geltenden arbeits-, steuer- und sozialrechtlichen Vorschriften einhalten wird. 
Er ermächtigt den AG, Auskünfte bei der nach § 28b AuslBG bzw nach § 35 LSD-BG 
eingerichteten zentralen Verwaltungsstrafevidenzen einzuholen. Dies erfolgt zur Prü-
fung, ob diesem eine rechtskräftige Bestrafung oder Entscheidung gemäß § 28 Abs 1 
Z 1 AuslBG bzw §§ 28, 29 Abs 1 oder 31 Abs 1 LSD-BG zuzurechnen ist. 

Weiters erteilt der AN mit Abgabe des Angebots seine ausdrückliche Zustimmung zur 
Verarbeitung aller im Rahmen des gegenständlichen Verfahrens angegebener perso-
nenbezogener Daten durch die Abteilungen bzw Einheiten des AG. Darüber hinaus 
bestätigt der AN, dass alle angegebenen personenbezogenen Daten, zB von Mitarbei-
tern vom AG verwendet werden dürfen. 

Er bestätigt, dass diese AVB seinem Angebot zu Grunde liegen und eigene Ge-
schäftsbedingungen keine Gültigkeit haben. 

 

1.3 

      

Betriebshaftpflichtversicherung 

Der AN hat mit dem Angebot eine Versicherungsbestätigung über eine Betriebshaft-
pflichtversicherung im Auftragsfall mit folgender Mindestdeckungssumme vorzulegen: 

mindestens EUR 1 Mio. exkl. USt. 
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1.4 

 

Subunternehmer 

Der AN ist berechtigt, Teile der Leistungen an jene Subunternehmer weiterzugeben, 
die er im Rahmen des Vergabeverfahrens benannt hat und die vom AG genehmigt 
bzw die vom AG im Rahmen der Vertragserfüllung auf Vorschlag des AN schriftlich 
genehmigt wurden. 

Nach Zuschlagserteilung hat der AN jeden beabsichtigten Wechsel eines Subunter-
nehmers oder jede beabsichtigte Hinzuziehung eines nicht im Angebot bekannt gege-
benen Subunternehmers dem AG schriftlich und unter Anschluss aller zur Prüfung der 
Eignung des betreffenden Subunternehmers erforderlichen Nachweise mitzuteilen. 
Der Einsatz dieser Subunternehmer bei der Leistungserbringung darf nur nach vorhe-
riger Zustimmung des AG erfolgen. Die Zustimmung des AG ist, ebenso wie eine all-
fällige Ablehnung, unverzüglich mitzuteilen und darf nur aus sachlichen Gründen ver-
weigert werden. Die Zustimmung des AG gilt als erteilt, sofern der AG den Subunter-
nehmer nicht binnen drei Wochen nach Einlangen der Mitteilung gemäß dem ersten 
Satz dieses Absatzes abgelehnt hat. Sind der Mitteilung gemäß dem ersten Satz die-
ses Absatzes die erforderlichen Unterlagen nicht vollständig angeschlossen, so wird 
der AG dies dem AN unverzüglich mitteilen und ihn zur Vorlage der ausständigen Un-
terlagen aufzufordern. Diese Aufforderung hemmt den Fortlauf der Frist gemäß dem 
vierten Satz dieses Absatzes bis zur vollständigen Vorlage der erforderlichen Unterla-
gen. 

Ein nicht genehmigter Wechsel eines Subunternehmers bzw ein nicht genehmigtes 
Hinzuziehen eines neuen Subunternehmers (jeweils im obigen Sinn) stellt einen 
Grund zum sofortigen Vertragsrücktritt dar. 

 

1.5 

 
     

     

Festpreise bzw veränderliche Preise 

Die im Leistungsverz. angebotenen Einheits-, Pauschal- und Regiepreise gelten als 

Festpreise 

veränderliche Preise 

Bei veränderlichen Preisen werden als Grundlage für die Preisumrechnung die vom 
BM für Wirtschaft und Arbeit veröffentlichten „Baukostenveränderungen“ vereinbart. 
https://www.bmaw.gv.at/Services/Bauservice/Baukostenver%C3%A4nderungen.html.         

Die Zuordnung erfolgt nach folgenden Arbeitskategorien bzw Obergruppen: 

 

B
u
n
d
 

M
i

Bei Mehr- und Minderkostenforderungen, soweit sie nicht auf den Preisumrechnungs-
grundlagen und der Preisbasis des ursprünglichen Vertrages erstellt sind, gilt als 
Preisbasis für die Umrechnung veränderlicher Preise das Datum des Einlangens des 
Hauptangebotes beim AG. 

 

 

Arbeitskategorie Obergruppe 

            

            

            

 

https://www.bmaw.gv.at/Services/Bauservice/Baukostenver%C3%A4nderungen.html
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1.6 

 

Deckungsrücklass 

Es wird kein Deckungsrücklass einbehalten.  

 

1.7 Haftungsrücklass 

Es wird kein Haftungsrücklass einbehalten. 

 

1.8 Elektronische Rechnungen 

Der AN hat sämtliche Rechnungen ausschließlich in elektronischer Form zu legen. 
Nicht elektronische Rechnungen werden ohne Weiteres vom AG zurückgewiesen. Der 
AG wird den AN nach Zuschlag über die dabei vom AN zu beachtenden Umstände 
(wie zB Zustellungsform, Format, Aufbau der Rechnungen samt Beilagen) informieren. 

 

1.9 Fälligkeit von Rechnungen 

Sämtliche Rechnungen sind spätestens  30 Tage  nach Eingang der Rechnung zur 
Zahlung fällig. 

 

 

1.10 

 

 

Voraussichtliche gewerkespezifische Termine 

• voraussichtlicher gewerkespezifischer Leistungsbeginn: 

07/2026 

• voraussichtlicher Zeitraum der gewerkespezifischen Leistungserbringung: 

05/2027 

 

1.11 

 

Bautagesberichte 

Bautagesberichte sind – soweit vom AG nicht anders angeordnet – vom AN zu führen. 
Bei gleichzeitiger Führung eines Baubuches und von Bautagesberichten, gelten bei 
Widersprüchen die Eintragungen im Baubuch. 

 

1.12 Baustellengemeinkosten und Versorgung der Baustelle 

Soweit hierfür keine gesonderten Positionen im Leistungsverzeichnis vorgesehen sind, 
sind etwaige Baustellengemeinkosten, unabhängig von der Häufigkeit des Leistungs-
einsatzes, in die Einheitspreise einzukalkulieren. 

Die Kosten für Wasser und Strom trägt der AG, die Kosten für sonstige Betriebsstoffe 
trägt der AN. Für die Verteilung ab den Entnahmestellen hat der AN selbst zu sorgen. 

 

1.13 Leistungsabweichung:  Folgen eines Vertragsrücktritts / Nachteilsabgeltung 

Im Fall der Vertragsauflösung wird der AG die verwertbaren bereits erbrachten Teil-
leistungen übernehmen und vergüten. Weitergehende Vergütungsansprüche bestehen 
hingegen nicht. Insbesondere steht dem AN ein Anspruch auf Entgelt nur für die von 
ihm bis zum Vertragsrücktritt nachweislich erbrachten Leistungen zu (Ausschluss des 
§ 1168 ABGB). 
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1.14 

 

 

Gewährleistung 

Im Rahmen der Gewährleistung gilt grundsätzlich eine Gewährleistungsfrist von 3 Jah-
ren. Für Abdichtungen aus Materialien aller Art gilt eine verlängerte Gewährleistungs-
frist von 5 Jahren und für Flachdächer und Terrassenabdichtungen eine verlängerte 
Gewährleistungsfrist von 10 Jahren. 

Werden Mängel innerhalb der Gewährleistungsfrist gerügt wird vermutet, dass sie zum 
Zeitpunkt der Übernahme vorhanden waren. Die Vermutung tritt nicht ein, wenn sie mit 
der Art der Sache oder des Mangels unvereinbar ist. 

 

1.15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.16 

Schadenersatz 

Hat ein Vertragspartner in Verletzung seiner vertraglichen Pflichten dem anderen Ver-
tragspartner schuldhaft einen Schaden zugefügt, hat der Geschädigte Anspruch auf 
Schadenersatz wie folgt: 

 

1.) bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit auf Ersatz des Schadens samt des entgan-
genen Gewinns (volle Genugtuung); 

2.) bei leichter Fahrlässigkeit unabhängig von der Höhe der Auftragssumme auf Ersatz 
des Schadens ohne Begrenzung. 

 

Bei Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen wegen eines bei der Übernahme 
vorhandenen Mangels der Leistung obliegt nach 10 Jahren ab der Übernahme die 
Beweislast für das Verschulden dem AG. 

 

Rücktritt vom Vertrag 

Der AG ist über die in Punkt 5.8 ÖNORM B 2110 angeführten Gründe hinaus und un-
beschadet der Rechte zur Vertragsauflösung gemäß BVergG 2018 zu einem Rücktritt 
auch dann berechtigt, wenn 

1. der AN oder ein ihm zurechenbarer Subunternehmer die ihm aus diesem Vertrag 
obliegenden wesentlichen Pflichten trotz schriftlicher Mahnung an den AN wieder-
holt verletzt; 

2.  der AN oder ein ihm zurechenbarer Subunternehmer trotz schriftlicher Mahnung an 
den AN Geheimhaltungspflichten wiederholt verletzt; 

3. der AN oder ein ihm zurechenbarer Subunternehmer im Rahmen seiner beruflichen 
Tätigkeit eine schwere Verfehlung, insbesondere gegen Bestimmungen des Arbeits-,  
Sozial- oder Umweltrechts begangen hat, die vom AG nachweislich iSd § 78 Abs 1  
Z 5 BVergG 2018 festgestellt wurde; 

4. der AN oder ein ihm zurechenbarer Subunternehmer im Rahmen seiner beruflichen 
Tätigkeit  wiederholt  gemäß  § 28 Abs 1 Z 1 AuslBG   oder   gemäß  §§ 28 oder 29 
LSD-BG rechtskräftig bestraft wurde, die vom AG nachweislich iSd § 82 Abs 3 
BVergG 2018 festgestellt wurde; 

5. der AN wiederholt einen vom AG nicht genehmigten Subunternehmer einsetzt; 

6.  sich nach der Auftragserteilung herausstellt, dass der AN im Zuge der vorausge-
gangenen Angebotseinholung unrichtige Angabe gemacht hat und dies Auswir-
kungen auf die Auftragserteilung gehabt hätte oder 
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 7.  im Falle der Einleitung eines Insolvenzverfahrens die Mitteilung ergeht, dass das 
Unternehmen des AN nicht fortgeführt wird. 

Weitere, insbesondere gesetzliche Rücktrittsrechte bleiben unberührt. 

 

1.17 

 

Gerichtsstand 

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass alle sich aus oder im Zusammenhang mit die-
sem Vertrag ergebenden Streitigkeiten (einschließlich der Frage der Gültigkeit und 
Beendigung des Vertrags) von dem sachlich zuständigen Gericht in St. Pölten ent-
schieden werden. 

 

1.18 Sprache 

Sämtliche Ansprechpartner des AN (auch auf der Baustelle) müssen der deutschen 
Sprache, vor allem in Hinblick auf die technischen Begriffe, mächtig sein. 

 

1.19 Datenschutz 

Der AN ist verpflichtet, die DSGVO sowie alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
einzuhalten, soweit er im Rahmen der Leistungserbringung als Auftragsverarbeiter des 
AG tätig wird, und alle damit zusammenhängenden Pflichten an Subunternehmer zu 
überbinden. 

 

1.20 Schlussbestimmungen 

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Geltung der Schrift-
form. Dies gilt auch für eine Vereinbarung, mit der von diesem Schriftformgebot abge-
gangen werden soll. Neben diesem Vertrag bestehen weder schriftliche noch mündli-
che Nebenabreden. 

Sämtliche Anhänge dieses Vertrages bilden einen integrierenden Bestandteil dieses 
Vertrages. 

Es gilt das materielle Recht der Republik Österreich unter Ausschluss des UN-
Kaufrechts und des IPRG. 

Ist eine Bestimmung dieses Vertrages, eine nachträgliche Änderung oder Ergänzung 
ungültig oder wird sie ungültig, dann wird dadurch die Gültigkeit und Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Im Falle der Unwirksamkeit, 
Ungültigkeit oder Undurchsetzbarkeit gilt zwischen den Vertragsparteien eine dieser 
Bestimmung im wirtschaftlichen Ergebnis möglichst nahe kommende und nicht un-
wirksame, ungültige oder undurchsetzbare Bestimmung als vereinbart. 
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2. PROJEKTBESCHREIBUNG 

 
2.1 Projektbeteiligte 
 

 Gemäß Projekthandbuch 
Allgemeine Beschreibung  
Aufgrund von Undichtigkeiten der Decke über UG des Parkdecks ist eine Gesamtsanierung 
des Parkdeck EG vorgesehen. Zur Berücksichtigung der aktuellen Mobilität soll im Zuge 
dieser Sanierung eine auf neu zu er-richtende Carports bzw. auf dem Dach des 
bestehenden Trafogebäudes montierte PV-Anlage die Versorgung von E-Ladepunkten 
ermöglichen. Des Weiteren soll eine Entlastung des bestehenden Entwässerungskon-zepts 
mittels teilweiser Retention/Versickerung auf Eigengrund erfolgen. 
  
Parkdeck EG  
Im Zuge der Gesamtsanierung erfolgt der Abbruch des bestehenden Aufbaus bis zur 
Rohdeckenkante inkl. der umlaufen Betontröge.  
Beim Neuaufbau wird die Achse der Längsrigole näher in die Fahrbahnmitte geführt, um 
außerhalb der De-ckenunterzüge situiert zu werden, wodurch die Einbringung von Abläufen 
durch Kernbohrungen ermöglicht wird. Dadurch ist eine Anpassung des Gefälles der 
Rohdecke mittels Gefällebeton bzw. -spachtelung erfor-derlich, wobei die Aufbauhöhe und 
das Aufbaugewicht in Summe gegenüber dem Bestand abgemindert wer-den.  
Es soll erneut ein Asphaltbelag verarbeitet werden, wobei die Abdichtung und 
Untergrundvorbereitung gem. einschlägiger RVS-Regelbauweisen nach heutigem Stand 
der Technik zu erfolgen hat.  
Der Aufbau sowie sämtliche Einbauteile (Rigole, Bauteilfugenprofile) werden für die 
Belastungsklasse D400 ausgelegt, um die Befahrbarkeit für Feuerwehrfahrzeuge zu 
ermöglichen. Wobei solche Fahrzeuge aufgrund des statischen Tragsystems des 
Bestandes lediglich innerhalb der Fahrgasse zugelassen sind und die Stell-plätze 
ausschließlich für PKWs geeignet sind.  
Umlaufend sollen Stahlbrüstungen die statisch auf Anfahrlasten von PKWs ausgelegt 
werden zur Absturzsi-cherung ausgeführt. Entlang der Grundstücksgrenze soll diese 
Brüstung an die Innenkante des bestehenden Betonsockels geführt und mittels 
Verblechung gefüllt werden, um ein Aufsteigen des Sockels zu vermeiden. Die Höhe der 
Brüstungsoberkante beträgt in dieser Ausführungsvariante entlang der Grundstücksgrenze 
zum Bezugsniveau (konstanter Geländeverlauf von Gehsteigzu-/abfahrten) max. 1,91 m, 
bzw. gegenüber vorhan-denem Nachbarniveau entlang der Grundstücksgrenze max. 2,57 
m. 
 
Carports  
Die Carports werden als Stahlkonstruktion hergestellt und mittels Anschlusskörben in auf 
die Rohdecke auf-betonierte und verdübelte Fundamentsockel an das Tragwerk des 
Parkdecks angebunden. Die Dachhaut der Carports wird durch Trapezbleche hergestellt, 
die zur kontrollierten Entwässerung mit einer Hängerinne ver-sehen werden, welche über 
Querrigole in die Längsrigole des Parkdecks münden bzw. im südlichen Park-deckbereich 
über Abläufe in die Sammelleitungen leiten.  
Zur Gewährleistung einer ausreichenden Beleuchtung ist für die Carports eine Integration 
dieser vorgesehen. Die Carports werden unter Einhaltung des Mindestabstands von 2,00 m 
vom bestehenden Gebäude bzw. Nachbargrundstücksgrenze gem. OIB-Richtlinie 2.2 Pkt. 
4.1 bzw. Tab. 1 Pkt. 1.1 geplant. Der Abstand zum Bestandsgebäude (BH Mödling) beträgt 
an der geringsten Stelle 2,29 m und zur Nachbargrundstücksgrenze 10,98 m.  
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PV-Anlage und E-Ladepunkte  
Die PV-Anlage (240 Module á 455 Wp = 109,2 kWp) wird mittels handelsüblicher 
Unterkonstruktionen auf die Dachhaut der Carports bzw. neu abzudichtende Dachfläche 
des Trafogebäudes montiert.  
Die zugehörigen elektrotechnischen Anlagen werden im UG in einem durch Gitterwände 
abgetrennten und versperrbaren Bereich situiert. In diesem Zusammenhang erfolgt in 
Abstimmung mit Wiener Netze als Versor-ger eine Nullung des Bestandsgebäudes.  
Es sollen 3 Doppelladesäulen 2x22 kW mit Lademanagement errichtet und die 
Vorbereitung für 4 weitere Doppelladesäulen 2x22 kW errichtet werden. Zum Schutz gegen 
Anfahren sollen vor die Ladesäulen Poller montiert werden.  
 
Trafogebäude  
Die Dachhaut des Trafogebäudes wird mittels beschieferter bituminöser Abdichtungslage 
(bROOF(t1)) ertüchtigt. Blitzschutz  
Der Blitzschutz soll gemäß geltenden Vorschriften und Normen, insbesondere 
ÖVE/ÖNORM EN 62305 aus-geführt werden.  
Parkdeckauffahrt Bahnstraße 2 und Parkplatz Südwest  
An der in die Bahnstraße mündenden Parkdeckauffahrt erfolgt aufgrund einer vorliegenden 
Muldenbildung eine lokale Sanierung inkl. des bestehenden Rigols, um wieder das 
ursprüngliche Oberflächenniveau zu er-halten.  
Der Parkplatz Südwest (Rasengittersteine) wird zur Einbringung der Sickeranlage im 
notwendigen Umfang temporär abgebrochen und durch Einbringung einer Filterschicht 
innerhalb des Aufbaus ertüchtigt. 
 
Entwässerung  
Zur Entlastung des bestehenden Entwässerungskonzepts, in welchem eine gesammelte 
Ableitung der gesam-ten Parkdeckfläche an der Nordseite über einen Abscheider in das 
öffentliche Kanalnetz stattfindet, erfolgt im Zuge der Projektierung hinsichtlich der 
Entwässerung eine Aufteilung des Parkdecks in zwei Abschnitte. Während der Ostflügel 
des Parkdecks (ca. 60% der Fläche) hinsichtlich der Entwässerung entsprechend des 
Bestands beibehalten wird, soll der Südflügel des Parkdecks (ca. 40% der Fläche) einer 
Sickeranlage zuge-führt werden. Hierzu erfolgt die Sammlung der Oberflächenwässer über 
Rinnen und Rigole mittels an der Garagendecke abgehängte Sammelleitungen, die zur 
projektierten Sickeranlage im Südwesten des Grund-stücks geleitet werden. Hierbei wird 
das 30-jährige Niederschlagsereignis berücksichtigt.  
Dies führt zu einer deutlichen Reduzierung der bestehenden Anlage im Norden sowie des 
öffentlichen Kanal-netzes. 
  
Sickeranlage  
Zur Behandlung der Niederschlagswässer des südlichen Teilbereichs des zu sanierenden 
Parkdecks ist auf-grund der bestehenden Entwässerungssituation, der begrenzten 
Platzverhältnisse sowie der geotechnischen Randbedingungen eine eigenständige 
Behandlung und Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers erforderlich. Gewählt 
wurde daher eine Lösung mit Sammlung der Niederschlagswässer, Vorreinigung über eine 
Sedimentationsstufe bzw. einen hydrodynamischen Abscheider, nachgeschaltetem 
technischem Filter sowie Retention und Versickerung über eine unterirdische Sickeranlage 
im Bereich der Rasengittersteinflä-chen. Notwendige Wartungsschächte und 
Rückstauklappen sind im konzipierten System berücksichtigt wor-den.  
Hierbei wurden auch die zusätzlichen Flächen aus den neu zu errichteten Carports inkl. PV-
Anlagen sowie ein 30-jähriger Bemessungsniederschlag und ein bekanntgegebener 
Grundwasserspiegel von 208 m ü.A. als Rahmenbedingungen berücksichtigt. 
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Parkdeck UG  
Im Untergeschoß des Parkdecks sollen an der Deckenuntersicht lokale Schäden mittels 
Betoninstandset-zungsmörtel R4 und entsprechender Bewehrungs- und 
Untergrundvorbereitung saniert werden.  
Aufgrund zu geringer Betondeckung der Deckenuntersicht soll eine vollflächige 
Applizierung einer CO2-Sperre sowie Brandschutzbeschichtung R90 gem. OIB-RL2.2 Tab. 
3 Pkt. 2.1 mit entsprechender Untergrundvorbe-handlung erfolgen.  
Die elektrotechnischen Anlagen für die zu errichtende PV-Anlage werden in einem durch 
Gitterwände abge-trennten und versperrbaren Bereich situiert. Hierfür wird ein Stellplatz 
aufgelassen.  
Die Sammlung der Oberflächenwässer aus dem Südabschnitt des Parkdeck EG werden an 
der Decke im Nahbereich der Stützen abgehängt und zur südseitigen Wand geführt, wo die 
Weiterführung zur Sickeranlage im Südwesten durch eine Kernbohrung erfolgt.  
An den bestehenden Öffnungsquerschnitten zur natürlichen Belüftung ist keine Abänderung 
vorgesehen.  
 
2.2 Örtliche Lage (Bauplatz) 
 

Bahnstraße 2, 2340 Mödling  
Kat.Gem. 16119 Mödling, EZ 4324, Gst.Nr. 738/3 

 
2.3 Zusammenfassende Beschreibung der Leistungen 
 

Carport inkl. E-Installationen 
 
2.4 Besonderheiten der Leistungserbringung 

 

Nachstehende Umstände, Erschwernisse und dgl sind für die Ausführung der Leis-
tung und damit für die Erstellung des Angebotes besonders von Bedeutung und in 
der Kalkulation zu berücksichtigen! 
 

 Von den örtlichen Gegebenheiten der Leistungserbringung hat sich jeder Bieter 
selbst zu überzeugen. Das Gelände ist das der BH Mödling und daher auch in dem 
betreffenden Bereich frei zugänglich. 


